
Pressemitteilung 38/2017      München, 14.11.2017 

Gleichwertige Lebensverhältnisse schaffen 
Kommunen erwarten klare Akzente in der kommenden Legislatur-   
periode 

Städte und Gemeinden erwarten von der Bundespolitik in der kommenden Legis-
laturperiode ein klares Bekenntnis zu ländlichen Regionen, zur Nutzung der Chan-
cen der Digitalisierung und zur Fortsetzung der Unterstützung bei den Integrati-
onsaufgaben. „Städte und Gemeinden besitzen auch abseits der Ballungsräume 
immense Potenziale. Wir erwarten daher, dass sich die kommende Bundesregie-
rung ganz klar zur Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse in ganz Deutsch-
land bekennt“, betonte der Präsident des Bayerischen Gemeindetags und desig-
nierte Präsident des Deutschen Städte- und Gemeindebunds, Erster Bürgermeister 
Dr. Uwe Brandl, heute in München. Gerade die Digitalisierung biete die Chance, 
diese Regionen und den Standort Deutschland insgesamt zu stärken. Gleichzeitig 
warnte er die Bundespolitik davor, den Staat mit immer neuen Versprechen gegen-
über der Bevölkerung zu überfordern. „Es gilt, zwischen dem Wünschenswerten 
und dem Machbaren zu unterscheiden, anstatt ein Rundum-Sorglos-Paket für Bür-
gerinnen und Bürgern zu schnüren“, so Brandl.  

Für Städte und Gemeinden bleibt in den kommenden Jahren die Integration der Flücht-
linge mit Bleiberecht eine der wichtigsten Aufgaben. „Das ist eine Herkulesaufgabe, die 
uns noch lange Zeit in Anspruch nehmen wird. Spracherwerb, Unterbringung, Ausbildung 
und Eingliederung in den Arbeitsmarkt lauten die drängendsten Aufgaben. Dabei sind vor 
allem die Kommunen gefordert, denn Integration findet vor Ort statt. Klar ist aber auch, 
dass Städte und Gemeinden bei dieser Aufgabe die Unterstützung von Bund und Län-
dern brauchen“, stellte Brandl klar. „Wir erwarten daher, dass die Integrationspauschale 
in Höhe von zwei Milliarden Euro auch über das Jahr 2018 hinaus zur Verfügung steht 
und die Kommunen auch weiterhin von den Kosten der Unterkunft entlastet werden.“  

Gleichzeitig warnte er davor, die Kommunen durch immer neue Versprechen gegenüber 
der Bevölkerung zu überfordern: „So ist es beispielsweise keine Lösung, einen Rechts-
anspruch auf Ganztagsbetreuung im Grundschulalter festzuschreiben. Neueste Studien 
besagen, dass für einen flächendeckenden Ausbau von Ganztagsschulen neben den 
Kosten für den Aufbau der zusätzlichen Raumkapazitäten in Höhe von rund 15 Milliarden 
Euro pro Jahr rund 50.000 zusätzliche Lehrkräfte und pädagogische Fachkräfte benötigt 
werden. Für diese zusätzlichen Kräfte würden jedes Jahr Personalkosten in Höhe von 
2,8 Milliarden Euro anfallen. Jeder Euro, der ausgegeben wird, muss erst einmal durch  
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Steuern eingenommen werden. Wir müssen uns daher sehr genau überlegen, wo inves-
tiert werden muss und wo wir mehr Eigenverantwortung erwarten können. Notwendig 
sind Investitionen in die Infrastruktur und in den Breitbandausbau. Nur so können wir die 
Chancen der Digitalisierung nutzen. Deutschland muss jetzt fit für die Zukunft gemacht 
werden. Das erreichen wir nur, wenn wir die zur Verfügung stehenden Gelder sinnvoll 
einsetzen, anstatt jedem alles zu versprechen.“  

Brandl betonte die besondere Bedeutung der ländlichen Regionen für den Standort 
Deutschland. „70 Prozent der Menschen leben nicht in großen Städten, der überwie-
gende Teil der Wertschöpfung findet abseits der Ballungsräume statt. Wir müssen daher 
in der kommenden Legislaturperiode gezielt in die Potenziale der ländlichen Regionen 
investieren. Flächendeckende medizinische Versorgung, gute Bildungsangebote, eine 
adäquate Verkehrsinfrastruktur und natürlich eine leistungsstarke Breitbandversorgung 
sind die Eckpfeiler für starke und lebenswerte ländliche Regionen. Viel zu lang hat sich 
die Politik nahezu ausschließlich auf die Ballungsräume konzentriert.“  

Eine klare Absage erteilte Brandl möglichen Fahrverboten vor dem Hintergrund der Dis-
kussionen um die Schadstoffbelastungen in Städten. „Fahrverbote kämen einer Enteig-
nung der davon betroffenen Autofahrer gleich. Gerade die Pendler aus dem ländlichen 
Raum würden durch einen solchen Eingriff unverhältnismäßig belastet. Kommunen sowie 
Bürgerinnen und Bürger dürfen nicht die Ausfallbürgen für die Verfehlungen der Automo-
bilindustrie und die Untätigkeit des Bundes sein“, so Brandl. 

Für Rückfragen steht Ihnen gerne zur Verfügung:  
Wilfried Schober, Pressesprecher des Bayerischen Gemeindetags,  
Tel.: 089 / 36 00 09-30, E-Mail: wilfried.schober@bay-gemeindetag.de 
Homepage: www.bay-gemeindetag.de  

Der Bayerische Gemeindetag  
ist der Sprecher von 2.029 kreisangehörigen Gemeinden, Märkten und Städten. Gegenüber dem Bayeri-
schen Landtag, der Bayerischen Staatsregierung und anderen Institutionen vertritt er kraft Verfassung die 
kommunalen Interessen. Der Verband berät seine Mitglieder umfassend und ist über den Deutschen 
Städte- und Gemeindebund auf der Bundesebene sowie über das Europabüro der bayerischen Kommu-
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